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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Oesterle-Schwerin und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
— Drucksache 1 1 /1 469 — 


Verlust der steuerlichen Eigentumsförderung nach § 10 e 

des Einkommensteuergesetzes bei Eintreten der Erwerbslosigkeit 


Der Bundesminister der Finanzen - IV B 3 - S 2225 a 114/87 - hat 
mit Schreiben vom 19. Dezember 1987 namens der Bundesregie- 
rung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


Wie will die Bundesregierung der Tatsache entgegenwirken, daß durch 
den Verlust der steuerlichen Eigentumsförderung (§ 10 e Einkommen- 
steuergesetz) bei Eintreten der Erwerbslosigkeit immer mehr Eigen- 
heimbesitzer/innen und Käufer/innen von Eigentumswohnungen in die 
Gefahr geraten, ihr Wohneigentum zu verlieren? 


Grundlage für die Bemessung des Arbeitslosengeldes ist das Brut- 
toarbeitsentgelt, das der Arbeitnehmer zuletzt bei tariflicher 
Arbeitszeit erzielt hat oder erzielt hätte. Das Bruttoarbeitsentgelt 
wird um die gesetzlichen Abzüge vermindert, die bei Arbeitneh- 
mern gewöhnlich anfallen. In die Feststellung der Höhe des rech- 
nerischen Lohnsteuerabzugs werden nur diejenigen Steuer- 
begünstigungen einbezogen, die jedem Arbeitnehmer zustehen. 
Das sind der Arbeitnehmer-Freibetrag, der Werbungskosten- 
Pauschbetrag, der Sonderausgaben-Pauschbetrag, die Vorsorge- 
pauschale sowie der Haushaltsfreibetrag. Unberücksichtigt blei- 
ben Steuerbegünstigungen, die auf den persönlichen steuerlichen 
Verhältnissen des Arbeitnehmers beruhen und die im Rahmen der 
Einkommensteuererklärung geltend gemacht werden. Hierzu ge- 
hören die Abzugsbeträge, die dem Eigentümer einer zu eigenen 
Wohnzwecken genutzten Wohnung im eigenen Haus nach § 10 e 
Einkommensteuergesetz (EStG) zustehen. 

Diese Regelung, die das Bundesverfassungsgericht mit Beschluß 
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vom 8. März 1983 (BVerfGE 63 S. 255) als verfassungsgemäß be- 
stätigt hat, ist auf die Besonderheiten des Leistungssystems des 
Arbeitsförderungsgesetzes zugeschnitten. Sie soll einerseits 
gewährleisten, daß der Arbeitslose während der Arbeitslosigkeit 
eine Leistung erhält, die ein zu starkes Absinken seines Lebens- 
haltungsstandards verhindert, andererseits soll die gesetzliche 
Regelung sicherstellen, daß das Arbeitslosengeld schnell bewilligt 
und zügig ausgezahlt werden kann. Sie ermöglicht die Verwen- 
dung einfach zu handhabender Leistungstabellen. 

Bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage der Einkommen- 
steuer wird die Steuerbegünstigung des § 10 e EStG abgezogen. 
Sie verringert das steuerpflichtige Einkommen. Die Begünstigung 
kann sich deshalb nur auswirken, wenn steuerpflichtige Ein- 
künfte vorliegen, die zu einer Einkommensteuer führen. 

Die verfassungsrechtlich (Beschluß des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 8. Juni 1977, Bundessteuerblatt II S. 526, 533) bestä- 
tigte Rechtsfolge, daß Steuerbegünstigungen sich nur auswirken, 
wenn steuerpflichtige Einkünfte vorhanden sind, ist nicht auf 
Arbeitslose beschränkt, die neben den Leistungen nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz keine steuerbaren Einkünfte erzielen. 
Vielmehr greift sie bei allen Steuerpflichtigen, auch Landwirten, 
Gewerbetreibenden und Selbständigen gleichermaßen ein. 
Zugunsten arbeitsloser Bürger besteht im übrigen die Regelung, 
daß die in den ersten drei Jahren des Begünstigungszeitraums 
zum Beispiel infolge von Arbeitslosigkeit nicht ausgenutzten 
Abzugsbeträge nach § 10 e EStG bis zum Ende des vierten Jahres 
des Begünstigungszeitraums steuerlich nachgeholt werden 
können. 

Arbeitslose Bürger können Anspruch auf Wohngeld haben. Mit 
dem Wohngeld kann auch in Fällen von Einkommenseinbußen 
durch Verlust der Arbeitsstelle schnelle Hilfe geleistet werden. 
Das gilt insbesondere auch für Eigentümer von Eigenheimen und 
Eigentumswohnungen, die bei Vorliegen aller Voraussetzungen 
einen Anspruch auf Wohngeld in Form des Lastenzuschusses 
haben. 
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